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(K)eine neue Verfassung für das 
geeinte Deutschland? 
Eine Zwischenbilanz nach Abschluß der Beratungen der 
Gemeinsamen Verfassungskommission 
1. Stand der Arbeiten an der Verfassungsreform 
Die Gemeinsame Verfassungskommission (GVK) von Bundestag und Bun-
desrat hat nach fast zweijährigen Beratungen am 28. Oktober 1993 ihren 
Abschlußbericht (GVK 1993a) 1 einstimmig beschlossen und damit ihre 
Arbeit beendet. Die GVK hat in 26 Sitzungen und neun öffentlichen Anhö-
rungen nahezu die Hälfte der Artikel des Grundgesetzes darauf überprüft, 
ob Änderungen und Ergänzungen notwendig sind. Einer quantitativ so in-
tensiven Durchleuchtung ist das Grundgesetz seit der Enquete-Kommission 
Verfassungsreform (1972; 1976; dazu Wahl 1978; Grawert 1979) Mitte der 
70er Jahre nicht mehr unterzogen worden. Die von der Kommission mit 
der vereinbarten Zwei-Drittel-Mehrheit angenommenen Empfehlungen 
schlagen zu 23 Artikeln Änderungen oder Ergänzungen des Grundgesetzes 
vor. Die Empfehlungen zu Fragen, die die europäische Einigung an das 
Grundgesetz stellt und die die verfassungsrechtlichen Konsequenzen aus 
dem Vertrag von Maastricht ziehen, betreffen acht Artikel und sind bereits 
Gesetz (Fischer 1993; zur GVK-Empfehlung Scholz 1992). In seiner Sit-
zung vom 17. Dezember 1993 hat der Bundesrat einstimmig einen Gesetz-
entwurf zur Umsetzung der weiteren von der Gemeinsamen Verfassungs-
kommission von Bundestag und Bundesrat beschlossenen Empfehlungen 
verabschiedet. Ein gleichlautender interfraktioneller Antrag, getragen von 
der SPD und den Koalititionsfraktionen, ist im Januar dem Bundestag vor-
gelegt worden. Bereits im Dezember 1993 hat die SPD-Bundestagsfraktion 
Dazu auch die Beiträge im Schwerpunktheft Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. B 52-
52/93 (24.12.1993) sowie die Themenausgabe von Das Parlament Nr. 2/1994 vom 14. 
Januar 1994. Über Verlauf und Ergebnisse der Beratungen s.a. die Berichte von Rubel 
1992; 1993a; 1993b. Eine Bilanz aus politikwissenschaftlicher Sicht zieht Benz (1993). 
An die Beratungen in der GVK knüpfen an ein interfraktioneller Gesetzentwurf von 
CDU/ CSU, SPD und FDP (BT-Drs. 12/6633 = BR-Drs. 886/93, Beschluß), der die Em-
pfehlungen der GVK umsetzt, sowie weitergehende Änderungsvorschläge von SPD (BT-
Drs. 12/6323) Bündnis 90/Grüne (12/6686 und 6716) und PDS/LL (BT-Drs. 12/6570), 
ferner ein von über 350 Mitgliedern des Bundestages aus allen Fraktionen und Gruppen 
unterzeichneter Antrag zu »Mitmenschlichkeit und Gemeinsinn« (BT-Drs. 12/6708). 
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ihre Vorstellungen für eine Modernisierung des Grundgesetzes als Gesetz-
entwurf eingebracht, die in der GVK nicht die erforderliche Mehrheit ge-
funden hatten. Mitte Januar haben Bündnis 90/Die Grünen und PDS/LL 
nachgezogen. Diese Gesetzentwürfe sind am 4. Februar 1994 nach der L 
Lesung in die Fachausschüsse verwiesen worden. Eine Beschlußfassung 
noch vor der parlamentarischen Sommerpause wird angestrebt. 
Mit der Aufnahme der parlamentarischen Beratungen im förmlichen Ge-
setzgebungsverfahren beginnt eine neue Phase der Verfassungsreformde-
batte. Eine Zwischenbilanz aus diesem Anlaß muß den Blick auch zurück 
auf die Anstöße dieser Diskussion wenden. Auftrag und Ausgangspunkt für 
die Beratungen der GVK war formell Artikel 5 des Einigungsvertrages mit 
der Empfehlung der Regierungen der beiden Vertragsparteien - der Bun-
desrepublik Deutschland und der DDR - an die gesetzgebenden Körper-
schaften des vereinten Deutschlands, sich innerhalb einer bestimmten Frist 
mit den in Zusammenhang mit der deutschen Einigung aufgeworfenen Fra-
gen zur Änderung oder Ergänzung des Grundgesetzes zu befassen. Hervor-
gehobene Themen sind das Verhältnis zwischen Bund und Ländern, die 
Möglichkeiten einer Neugliederung für den Raum Berlin/ Brandenburg, 
Überlegungen zur Aufnahme von Staatszielbestimmungen in das Grundge-
setz sowie die Frage einer »Anwendung« des Artikels 146 GG und in deren 
Rahmen eine Volksabstimmung. 
2. Gründe für eine Verfassungsdebatte 
Sachlich reichen die Anstöße über den unmittelbar durch die deutsche Ei-
nigung bedingten Verfassungsänderungsbedarf weit hinaus (s.a. Schneider 
1991; Kuratorium 1990; FES 1991; Heuer/Riege 1992; Kammradt 1992; 
Häberle 1992a; Preuß 1991). Schon deswegen geht der Vorwurf des ver-
hinderten Bundespräsidentschaftskandidaten Heitmann - unter dem Titel 
Die mißbrauchte Einheit zusammengefaßt (1994) - ins Leere, die deutsche 
Einheit sei nur Mittel zum Zwecke für eine aus anderen Motiven gespeiste 
Verfassungsdiskussion gewesen. Mit der politischen Entscheidung, die 
staatliche Einigung Deutschlands nicht über den Weg einer Neukonstituie-
rung nach Art. 146 GG, sondern durch den Beitritt nach Art. 23 GG a.F. zu 
vollziehen (Isensee 1990; Wiederin 1992; Guggenberger/Stein 1991), ist 
das Grundgesetz zur in ganz Deutschland geltenden Verfassung geworden. 
Einigungsinduzierter Änderungsbedarf ergibt sich gleichwohl aus der Fra-
ge, ob das auf die Probleme der westlichen Bundesländer zugeschnittene 
und fortgeschriebene Grundgesetz den veränderten Anforderungen an eine 
gesamtdeutsche Verfassung - sowohl was ihre zukunftsgestaltende Kraft 
als auch was ihre Integrationswirkung betrifft - noch genügt. Durch die 
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staatliche Einigung Deutschlands sind weiterhin die bisherigen Souveräni-
tätsbeschränkungen der Bundesrepublik Deutschland weggefallen: Die Er-
langung der vollen Souveränität erfordert eine neue Verortung der Rolle 
Deutschlands in der Welt. 
Die staatliche Einigung Deutschlands hat weiterhin Menschen mit unter-
schiedlichen politischen Erfahrungen, aber auch Vorstellungen über eine 
gerechte Verfassungsordnung zusammengeführt. Ihre spezifischen Erfah-
rungen fordern einigungsinduzierte Änderungen (Kloepfer 1994) auch 
dann, wenn Themen und Lösungsangebote an im Westen entwickelte Mo-
delle anknüpfen. Durch ihre Wahlentscheidung am 18. März 1990 hat die 
Bevölkerung der DDR diese Erfahrungen und Vorstellungen nicht über 
Bord geworfen und für eine bedingungslose Übernahme eines unveränder-
ten Grundgesetzes votiert: Diese Sicht (Isensee 1993; Kirchhof 1994) un-
terstellt zu Unrecht, daß dieselben Bürgerinnen und Bürger, die gerade eine 
alte politische Ordnung friedlich zum Einsturz gebracht haben, auf die akti-
ve Gestaltung der zukünftigen Ordnung des geeinten Deutschlands hätten 
verzichten wollen. Die staatliche Einigung ist auch bei de jure unbestreit-
barer Fortgeltung des Grundgesetzes materiell keine bloße Erweiterung des 
Verfassungsgebietes. All dies gebot eine umfassende, thematisch nicht be-
schränkte Verfassungsdiskussion. Zu fragen war nicht - negativ -, welche 
Prinzipien des Grundgesetzes sich nicht bewährt haben und einigungsbe-
dingt zu ändern wären, sondern - positiv - danach, inwieweit sich Prinzi-
pien des Grundgesetzes verdienen, in die Verfassung eines geeinten 
Deutschlands aufgenommen zu werden (Seifert 1993). 
Neben die deutsche Einigung trat der aus dem Prozeß der europäischen Ei-
nigung resultierende Änderungsbedarf. Das Zusammenwachsen Europas, 
die Entwicklung hin zum europäischen Bundesstaat, hat durch den Vertrag 
von Maastricht eine neue Qualität erhalten, die Verfassungsbedarf nicht 
nur wegen des vereinbarten Kommunalwahlrechts für EG-Bürgerinnen und 
Bürger und der Entscheidung für das europäische Wirtschaftssystem ausge-
löst hat: Zu klären war, inwieweit die Europäische Gemeinschaft bzw. die 
Europäische Union noch vom Modell der »zwischenstaatlichen Einrich-
tung« des Art. 24 GG a.F. gedeckt waren, welche Anforderungen an die 
demokratische, rechtsstaatliche, soziale und förderative Struktur des ver-
einten Europas zu stellen waren, in das sich die Bundesrepublik Deutsch-
land als gleichberechtigtes Glied einfügen kann, und welche Auswirkungen 
der Integrationsprozeß auf die bundesstaatliche Ordnung und die Rolle der 
Länder im politischen Prozeß hat (Hofmann 1993). Diesen Problemen hat 
sich die Gemeinsame Verfassungskommission wegen des Zeitplanes für 
Maastricht vorab und - hierin stimmen alle Beteiligten überein - in ihrer 
innovativsten Phase angenommen (GVK 1992). Die Überlagerung partei-
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politischer Fronten durch die spezifischen Interessen der Länder sowie der 
Einigungsdmck, der wegen der für den Vertrag von Maastricht erforder-
lichen Zwei-Drittel-Mehrheit erzeugt wurde, haben hier mit der Festlegung 
eines Staatszieles zur europäischen Integration, einer Struktursicherungs-
klausel sowie stärkeren Mitwirkungsrechten des Bundesrates zu bereits in 
das Gmndgesetz eingefügten Regelungen geführt, die einen Bestand der 
Bundesländer in einem fördern! aufgebauten Europa sichern helfen sollen. 2 
Die sozialen und demokratischen Defizite Europas, insbesondere auch das 
demokratische Defizit in den Entscheidungsstmkturen der EG, konnten 
durch eine Grundgesetzänderung nicht bewältigt werden, zumal sich eine 
gesamteuropäische politische Kultur (Demokratievorstellungen, Parteien, 
gesamteuopäische öffentliche Meinung etc.) als Unterbau des demokrati-
schen Prozesses noch nicht herausgebildet hat (Seifert 1992a). 
Ein von den Prozessen der deutschen und europäischen Einigung unabhän-
giger Modernisierungsbedarf ergab sich weiterhin auch aus den veränder-
ten gesellschaftlichen Bedingungen, auf die das Grundgesetz bezogen ist. 
Im institutionellen Gefüge war das Bund-Länder-Verhältnis zu rejustieren, 
in dem sich die Gewichte schleichend immer mehr zugunsten des Bundes 
verschoben hatten (Landtag NRW 1990; Eicher 1988). Dies hätte Reföde-
ralisierungsmaßnahmen auch unabhängig davon erfordert, daß die Kompe-
tenzverlagerung auf die EG einerseits, die höhere Zahl der Länder und das 
Hinzutreten fünf finanzschwacher, im Aufbau befindlicher und von Bun-
deshilfen abhängiger Länder das Problem zusätzlich verschärft haben. 
Wachsende Parteien- und Politikverdrossenheit legten aber auch Maßnah-
men, wie sie bereits von der Enquete-Kommission 197 6 empfohlen worden 
sind, im Bereich des Parlamentsrechts nahe, 3 die zu mehr Offenheit und 
Transparenz sowie Einwirkungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger 
führen. Im Interesse einer Stärkung demokratischer Vielfalt stand die 1976 
von der Enquete-Kommission noch abgelehnte Ergänzung der bislang auf 
Bundesebene strikt repräsentativen parlamentarischen Demokratie um Ele-
mente direkter Demokratie im Raum. Die von einer breiten Volksbewe-
gung getragene friedliche Revolution in der DDR bestätigt lediglich, daß 
2 Dies war ein wesentliches Anliegen auch der zur Vorbereitung der Vertassungsdebatte 
vom Bundesrat eingesetzten »Kommission Vertassungsreform"; zu deren Ergebnissen s. 
den Bericht »Stärkung des Föderalismus in Deutschland und Europa sowie weitere Vor-
schläge zur Änderung des Grundgesetzes«. BR-Drucks. 360/92 vom 14.5.1992; zu deren 
Ergebnissen s. Asmussen/Eggeling 1993. 
3 Einen Innovationsschub, der Vorbild auch für zahlreiche Regelungen in den ostdeutschen 
Landesvertassungen war, hat hier die auf dem Schlußbericht der vom Landtag Schleswig-
Holstein eingesetzten Enquete-Kommission Verfassungs- und Parlamentsreform (Baden-
Baden 1989) gründende neue Verfassung des Landes Schleswig-Holstein bewirkt. 
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das in den Strukturen des Grundgesetzes institutionalierte Mißtrauen in die 
politische Reife des eigenen Volkes nicht gerechtfertigt ist. 
Modernisierungsbedarf wegen gesellschaftlicher Veränderungen ergab sich 
allerdings auch in den Bereichen der Staatsziele und Grundrechte. Dem 
Staat sind - als planendem und lenkenden Sozialstaat - mehr und mehr Auf-
gaben zugewachsen (Grimm 1990a). Die gesellschaftliche Ordnung ist 
wieder selbst zum Gegenstand staatlicher Veränderung und aktiver Gestal-
tung geworden (Grimm 1990b). Damit verbunden ist eine Überwindung 
des klassisch liberalen Verfassungsverständnisses, das von einer klaren 
Trennung von Staat und Gesellschaft ausgeht und die Grundrechte als reine 
Abwehrrechte gegen den Staat begreift. Konzeptionell ist darauf zu 
reagieren, daß die rechtliche Verbürgung grundrechtlicher Freiheit allein 
die tatsächlichen Voraussetzungen des Freiheitsgebrauches nicht sichert 
und die Menschen in ihrer Existenz auf staatliche Vorsorge und Leistungen 
angewiesen sind (Böckenförde 1991 ). Zugleich prägt die Erfahrung ent-
sprechende Verfassungserwartungen, daß die Befriedigung der ele-
mentaren Lebensbedürfnisse - Eigensicherung des Lebensunterhaltes durch 
Erwerbsarbeit, angemessene Versorgung mit menschenwürdigem Wohn-
raum, soziale Sicherheit bei Krankheit, Unfall, Alter und anderen Wechsel-
fällen des Lebens sowie der Zugang zur Bildung und zum kulturellen Le-
ben - nicht automatisch eintretende Ergebnisse der Wirtschaftsordnung 
sind, sondern voraussetzungsvolles Ergebnis staatlicher Politik. Gerade in 
Zeiten sozialer Gefährdung wird es dann aber umso wichtiger, in der Ver-
fassung nicht nur im Detail zu regeln, wie der Staat organisiert ist, sondern 
durch Ausformung der sozialen Staatsziele deutlich zu machen, daß das 
Bestreben um soziale Sicherheit und Gerechtigkeit genuine Aufgabe des 
Staates selbst dann ist, wenn er sie wegen der strukturellen Grenzen staat-
licher Tätigkeit letztlich nicht zu garantieren vermag. 
Das geschärfte Bewußtsein für die negativen Folgen ökologisch unverträg-
lichen Wachstums und die Gefährdung der natürlichen Lebensgrundlagen 
verlangt ferner, sich auch in der Verfassung der Erhaltung der Natur anzu-
nehmen, um den einfachgesetzlichen Spielraum für allein von der Verfas-
sung nicht zu garantierende Umweltpolitik zu öffnen. Hier wird seit über 
zehn Jahren um eine Verfassungsergänzung gerungen (Müller-Bromley 
1990; Bock 1990; Robert 1993). Der technische Fortschritt und die Ent-
wicklung hin zu einer Informationsgesellschaft haben neue Freiheitsgefahr-
dungen bewirkt, denen durch grundrechtlichen Datenschutz zu begegnen 
ist.4 Die Pluralisierung der Formen des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
---·----------
4 Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten hatte in einer Entschließung vom 28.4.1992 
u.a. die Aufnahme eines Datenschutzgrundrechts, die Verankerung einer unabhängigen 
Datenschutzkontrolle und von Informationszugangsrechten empfohlen (Abdruck u.a. im 
70 Uwe Berlit 
erfordern, den privilegierenden und ausgrenzenden Verfassungsschutz von 
Ehe und Familie auf andere Formen des Zusammenlebens zu erstrecken; 
aufzugreifen sind die Schwierigkeiten, Familie und Beruf miteinander zu 
vereinbaren (Berghahn 1993; Herdegen 1993). Ausdifferenzierung der Ge-
sellschaft und Pluralisierung lassen Minderheitenschutzprobleme und Dis-
kriminierungen deutlicher hervortreten. Dies gilt etwa für die Benachteili-
gung der wachsenden Zahl behinderter Menschen (Herdegen J 992; A. Jür-
gens 1993), aber auch für die Diskriminierung wegen der sexuellen Identi-
tät (Bruns 1993). Grenzüberschreitende Mobilität und Integrationsprozesse 
haben Fragen der Achtung der ethnischen, kulturellen oder sprachlichen 
Identität auf Dauer im Lande lebender Ausländerinnen und Ausländer 
wichtiger werden lassen (Franke/Hofmann 1993; Hofmann 1992; Frowein 
u.a. 1993); die moderne Massen- und Mediengesellschaft macht aber auch 
die Minderheiten und Volksgruppen deutscher Staatsangehörigkeit zuneh-
mend von staatlichem Schutz und staatlicher Förderung abhängig, wollen 
sie ihre kulturelle Identität wahren. Zusätzliche Anforderungen an die Ver-
fassung ergeben sich - last not least - aus der Erfahrung der Frauen, daß die 
rechtliche Gleichberechtigung von Männern und Frauen faktische, soziale 
Benachteiligungen nicht hindert und einer faktischen Gleichstellung der 
Frauen aktiver Fördermaßnahmen bedarf (Limbach/Eckertz-Höfer 1993; 
Gerhard 1991; Bumke 1993; Deter 1993). 
Die Reihe der Beispiele für einen Modernisierungsbedarf des Grundgeset-
zes ließe sich fortsetzen. Dabei geht es - entgegen Mutmaßungen aus kon-
servativer Sicht (Heitmann 1993) - weder um den Versuch, parteipolitische 
Forderungen zum Verfassungsgesetz zu erheben, noch - so eine Kritik von 
links (Günther 1991) - darum, politische Ohnmacht oder mangelnden Ge-
staltungswillen durch verfassungsrechtliche Vorgaben zu kompensieren. 
Berührt sind jeweils Themen von grundlegender Bedeutung für das gesell-
schaftliche Zusammenleben und die Strukturierung und Orientierung staat-
licher Macht. Sie bilden zugleich den inhaltlichen Maßstab, an dem der 
Output der Verfassungskommission zu messen ist. 
3, Gnmdgesetzämien:mgen jenseits der GVK: Die Musi.k der Macht 
spielt außerhalb 
Eine Zwischenbilanz zur Verfassungsreformdiskussion kann sich nicht auf 
Arbeit und Ergebnisse der Gemeinsamen Verfassungskommission be-
schränken. Das Grundgesetz ist bereits aus Anlaß der deutschen Einigung 
2 l. Tätigkeitsbericht des Hessischen Datenschutzbeauftragen, vorgelegt zum 31.12.1992, 
146f.). 
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selbst geändert worden (Herdegen 1991): Neugefaßt wurde die Präambel, 
der Beitrittsartikel 23 GG a. F. wurde gestrichen, die Stimmenverhältnisse 
im Bundesrat wurden - wie einige sagen, zu Lasten der ostdeutschen, aber 
auch der kleineren westdeutschen Länder - geändert, übergangsbedingte 
Abweichungen vom Grundgesetz zugelassen und durch Änderung des Art. 
146 unter Beibehaltung der Ablösungsmöglichkeit selbst klargestellt, daß 
die Bundesrepublik Deutschland als Staat territorial saturiert ist und kei-
nerlei Gebietsansprüche gegen Nachbarn stellt. 
Artikel 5 des Einigungsvertrages verbietet den im verfassungsrechtlichen 
Schrifttum (Kirchhof 1994, 24) gezogenen Schluß, »(j)ede Einzelbestim-
mung des Grundgesetzes« sei »demnach vor der Einigung geprüft und im 
wesentlichen für geeignet befunden worden, als Verfassungsgrundlage des 
vereinten Deutschland - als Einheitsverfassung - zu dienen«. Es stellt die 
historischen Prozesse auf den Kopf, in Art. 5 EV lediglich das Werk der 
West-SPD oder ihres seinerzeitigen Kanzlerkandidaten (so Bartlsperger 
1990; Blumenwitz 1991; Roellecke 1991) bzw. der westdeutschen Bun-
desländer zu sehen (so Heitmann 1994). 
Nach Aufnahme der Arbeit der GVK ist das Grundgesetz immerhin noch 
viermal geändert worden. Die Entscheidung über die weitgehende Be-
schränkung des verfassungshistorisch einmaligen individuellen Grund-
rechts auf Asyl (ZDFW 1993; Kokott 1993; Hailbronner 1993) ist dabei in 
der GVK behandelt (GVK 1993b ), politisch aber außerhalb der GVK ent-
schieden und nicht in ein Gesamtkonzept der Restrukturierung der V erfas-
sungsordnung eingebettet worden. Die SPD hat sich hier - wie beim 
Lauschangriff - von der Union in die Defensive treiben lassen: Während 
die Union in der GVK unter Hinweis auf die bewährten Strukturen des 
Grundgesetzes jede Modernisierung abgelehnt hat, hat sie durch geschickt 
inszenierte Kampagnen recht erfolgreich verfassungsgesetzliche Hindernis-
se konservativer, obrigkeitsstaatlicher Politik abzubauen versucht (Seifert 
1993, 92). Von konservativer Seite (Isensee J 993, 2586) wird dagegen die 
Asylrechtsänderung als »Verfassungsimpuls von unten« bewertet, in dem 
der »Unterschied deutlich wird zwischen einer vom Volk her kommenden 
verfassungspolitischen Bewegung, in der die vitale Macht des pouvoir con-
stituant unterschwellig wirksam ist, und einer von der politischen Klasse 
inszenierten, einer künstlich herbeigeredeten Verfassungsdebatte«. An der 
GVK weitgehend vorbeigelaufen sind weiterhin die zur Umsetzung der 
»Reformen« bei Bahn und Post erforderlichen Verfassungsänderungen; die 
Privatisierungsentscheidungen haben Signalwirkung unabhängig davon, ob 
damit langfristig der Staat an Steuerungsfähigkeit in der Infrastruktur- und 
Dienstleistungspolitik weiter verliert. Die Debatte um den Einsatz von 
Bundeswehrsoldaten außerhalb des Bündnisfalles wurde in der GVK auf-
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gegriffen (1993c), aber nicht zum Abschluß gebracht. 5 Außerhalb der GVK 
schließlich fand die in ihre Schlußphase tretende Debatte über den Frei-
heitsabbau durch Zulassung des »Großen Lauschangriffes« statt.6 Die Auf-
spaltung der Themen und Foren wirkt hier umso nachhaltiger, als die poli-
tisch von einem Parteitagsbeschluß inzwischen getragene Zustimmung der 
SPD zu einer - verfahrensrechtlich gehegten - Zulassung des »Großen 
Lauschangriffes« entkoppelt wurde von den Bemühungen der Partei, durch 
Einfügung eines Datenschutzgrundrechtes und die Absicherung der Stel-
lung der Datenschutzbeauftragten insgesamt die Freiheitlichkeit des 
Grundgesetzes zu stärken. 
Die konservative Strategie, eine Gesamtreform zu verweigern, um punktu-
ell und außerhalb des Gesamtrahmens die Freiheitlichkeit des Grundgeset-
zes abzubauen, setzt sich fort mit den Überlegungen zu Eingriffen in die 
Tarifautonomie im Rahmen der Diskussion über die Finanzierung der Pfle-
geversicherung (Säcker 1994) und den jüngsten Vorschlag des Fraktions-
vorsitzenden der Union, mit der Zulassung von Polizeieinsätzen der Bun-
deswehr im Inneren einen Kernpunkt des bei der Notstandsgesetzgebung 
gefundenen Verfassungskonsenses aufzugeben. Ein Blick in den heute 
geltenden Verfassungstext zeigt: Das Grundgesetz hat im Zuge der Verfas-
sungsreform gegenüber der zum Beitrittszeitpunkt geltenden Fassung an 
Freiheitlichkeit - so die ernüchternde Zwischenbilanz - nicht gewonnen, 
sondern verloren. 
5 Daß die GVK hier keine Empfehlungen ausgesprochen hat, wird - entgegen der sonst von 
der Union vertretenen Linie - politisch nicht als Bestätigung des geltenden Verfassungs-
konsenses verstanden, zumal formell die hierauf bezogenen Gesetzentwürfe und Anträge 
(ET-Drucks. 12/4107, 4135, 2895, 4534, 3055, 3014) nicht erledigt sind und die Union -
mit Unterstützung aus der wissenschaftlichen Publizistik - versucht, ihren zu Recht kriti-
sierten (s. nur Preuß 1993b) Standpunkt durchzusetzen, es bedürfe lediglich der verfas-
sungsgesetzlichen Klarstellung. 
6 Vgl. dazu den Beschluß des SPD-Parteitages in Wiesbaden »Öffentliche Sicherheit und 
Schutz vor Kriminalität in der Bundesrepublik Deutschland« sowie den am 27.01.1994 
der Öffentlichkeit vorgestellten Entwurf eines »Zweiten Gesetzes zur Bekämpfung des 
illegalen Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Krimina-
lität« (BT-Drs. 12/ 6784), in den neben einer Änderung des Art. 13 GG zur erleichterten 
Einziehung von Vermögen, bei dem der Verdacht der Herkunft aus schweren Straftaten 
nicht ausgeräumt werden kann, die Ergänzung der Eigentumsgarantie des Art. 14 GG 
gefordert wird. Zur Diskussion siehe auch die Beiträge im Vorgänge-Themenheti »Innere 
Sicherheit« (Nr. 124, Dezember 1993) und Seifert 1992b. Dieser in der Ausformung si-
cher verbesserungswürdige und -bedürftige konzeptionelle Vorstoß der SPD auf die wirt-
schaftliche Machtseite - das Geld - hat in ersten Reaktionen zu einer bislang unbekannten 
großen Koalition von Bürgerrechtlern und Bankenwelt geführt - mit je ernstzunehmenden 
rechtsstaatlichen Bedenken. 
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4. Verfahren und Formen der Verfassungsdebatte 
Unabhängig von den in der GVK erzielten Ergebnissen ist ein Ziel der Ver-
fassungsdiskussion schon durch das Verfahren verfehlt worden. Als 
Selbstverständigung der Bürgerinnen und Bürger des geeinten Deutsch-
lands sollte bereits die gemeinsame Arbeit an den Strukturen der neuen 
Verfassung integrative Wirkung entfalten (Kuratorium 1991, llf., 18f.). 
Der Prozeß sollte offen, transparent und auf Beteiligung angelegt sein und 
zugleich deutlich machen, daß es sich bei den anstehenden Verfassungsde-
batten nicht um Regelverfassungsänderungen, wie sie das Grundgesetz 
nunmehr schon 40 Mal erfahren hat, handelte. Artikel 5 Einigungsvertrag -
selbst schon ein Formelkompromiß - legte Form und V erfahren der V erfas-
sungsdiskussion nicht fest und begünstigte so strukturell die Position der 
Union, welche keinen Neukonstituierungs-, sondern allenfalls geringfügi-
gen Änderungsbedarf sah (vgl. Rüttgers/Oswald 1992; Scholz 1993c). In 
der Sache wirkt hier die falsche Alternative über den richtigen Weg zur 
deutschen Einheit - Beitritt nach Art. 23 Satz 2 GG a.F. wider Verfassungs-
schöpfung nach Art. 146 GG - fort (Grimm 1992, 1059). Der Beitritt nach 
Art. 23 GG als schnelle und einfache Möglichkeit des staatlichen Zusam-
menschlusses hindert nicht die Neukonstituierung in Anwendung des Art. 
146 GG; und niemand, der auf der Grundlage des Art. 146 GG die Ausar-
beitung einer neuen Verfassung anstrebte, wollte in der Sache bewährte 
Grundsätze aufgeben. Dies konzedieren selbst Konservative wie der ehe-
malige Bundesverteidigungsminister Scholz, der von der CDU gestellte 
Vorsitzende der GVK (1993a, 70 f). Der Verfassungsentwurf des Runden 
Tisches (Fischer 1990; Preuß 1990; Emmerich 1990; Häberle 1990; Thay-
ssen 1990, 143ff.) etwa lehnt sich in seinen Grundstrukturen eng an das 
Grundgesetz an und enthält nichts, was unter der Geltung des Grundgeset-
zes nicht auch durch den verfassungsändernden Gesetzgeber beschlossen 
werden könnte. Gleiches gilt für den vom Kuratorium für einen demokrati-
schen Bund deutscher Länder vorgelegten Verfassungsentwurf (dazu Gug-
genberger/Preuß/Ullmann 1991; Günther 1991; Seifert 1991; Narr 1991). 
Die Abwehr der Vorschläge, einen Verfassungsrat einzusetzen, dem nach 
Vorstellung der SPD nicht nur Inhaber politischer Funktionen, sondern 
Persönlichkeiten aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens und vor al-
lem Persönlichkeiten der Bürgerbewegung in der ehemaligen DDR ange-
hören sollten, spiegelt so schon im Verfahren die Furcht der Konservativen 
vor einer breiten Verfassungsdebatte und die Notwendigkeit, die Verfas-
sungsbestimmungen einer Legitimitätsprüfung unterziehen zu müssen, aus 
der die meisten gestärkt hervorgegangen wären. Sie hat zugleich Symbol-
gehalt: Mit der Festlegung auf das - im Kern unveränderte - Grundgesetz 
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wird deutlich gemacht, daß Veränderungswille, Anpassungsleistungen und 
Umdenken vor allem von der früheren DDR und ihren Bürgerinnen und 
Bürgern verlangt werden (Grimm 1992, 1060). 
5. Zusammensetzung und Arbeitsweise der G VK 
Die Überweisung der Verfassungsdebatte an die Gemeinsame V erfas-
sungskommission führt die Debatte näher an das Regelverfahren der blo-
ßen Verfassungsänderung ohne besondere Bedeutung heran. Die GVK be-
stand aus je 32 Vertreterinnen und Vertretern von Bundestag und Bundes-
rat (GVK 1993a, 120 ff). Sie war also ausschließlich mit Politikerinnen 
und Politikern besetzt, die auch sonst mit Gesetzgebungs- und Änderungs-
aufgaben betraut sind. Den besonderen Änderungsanstößen wurde durch 
die Besetzung nicht Rechnung getragen: Lediglich fünf der 32 Bundestags-
abgeordneten stammten aus den ostdeutschen Ländern, vier der zehn ost-
deutschen Ländervertreter waren »Westimporte« (Lieberam/ Heuer 1993). 
Die Besetzung mit parteigebundenen Politikerinnen und Politikern prägte 
nicht nur den Verlauf der Sachdiskussion vor, wenngleich sich bei Themen 
mit spezifischem Länderbezug Überlagerungen der Parteifronten durch die 
Bund-Länder-Problematik ergaben.7 Die »Professionalisierung« der Ver-
fassungsdebatte und ihre Einbindung in den Alltagsbetrieb Bonner Politik-
produktion begünstigte eine Überlagerung durch tagespolitische Interessen 
und Wahrnehmungen und erschwerte, die politischen Parteien selbst, die 
Konstitutionalisierung und Regung ihrer politischen Macht und ihren Bei-
trag zur Politikverdrossenheit, zum Gegenstand der Reformüberlegungen 
zu machen (Grimm 1992, 1060f.; Benz 1993, 884). Eine Begrenzung der 
politischen Parteien und ihres Einflusses auf Staat und Gesellschaft, eine 
Beschneidung des »expandierenden Parteienstaats« (Grimm 1994) kann 
von den Vertreterinnen und Vertretern gerade jener Parteien, deren Ver-
mittlungsfunktion zwischen Volk und Staat merklich nachläßt, nur bedingt 
erwartet werden. 
Ein Argument für eine »Politikerkommission« war, daß bei einem politisch 
nicht eingebundenen und durch Wahlakt formell legitimierten Gremium 
die Gefahr bestanden hätte, daß nach intensiveren, intellektuell möglicher-
weise noch qualifizierteren und jedenfalls von der Tagespolitik entkoppel-
7 Bei den Ländern mit Koalitionsregierungen (z.B. Berlin, Rheinland-Pfalz und Baden-
Württemberg) ist es - anders als es Art. 51 Abs. 3 Satz 2 GG für die Stimmabgabe im 
Bundesrat vorschreibt - zu gespaltenem Abstimmungsverhalten gekommen. Die Proto-
kolle der GVK weisen aber nur das Abstimmungsergebnis, nicht das jeweilige Stimmver-
halten aus, so daß für Nichtbeteiligte dessen Zustandekommen - gerade auch bei knappen 
Mehrheiten - nicht zu rekonstruieren ist. Zu namentlichen Abstimmungen ist es nicht ge-
kommen. 
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ten Beratungen gefundene Ergebnisse das Schicksal vieler Sachverständi-
genkommissionen geteilt hätten: wissenschaftliche Anerkennung, aber po-
litische Folgenlosigkeit. Dies traf schon im Ansatz nicht zu. Ein vom poli-
tischen Alltagsgeschäft entkoppelter Verfassungsrat hätte nicht im politi-
schen Elfenbeinturm tagen können. Auch er hätte - schon um der Konsens-
funktion der Verfassung willen - Durchsetzungsmöglichkeiten in den Blick 
nehmen und den Kompromiß suchen müssen. Relative politische Unab-
hängigkeit oder größere politische Freiheit ist nicht gleichzusetzen mit po-
litischer Blindheit. Von der Qualität der Empfehlungen und ihrer Begrün-
dung wäre es abhängig gewesen, ob die entscheidenden politischen Instan-
zen sie hätten übergehen können. 
Daß die Besetzung mit aktiven Politikerinnen und Politikern trotz Einbin-
dung in Partei und Fraktion nicht die im wesentlichen unveränderte Über-
nahme der Empfehlung sicherstellt, zeigen die Schwierigkeiten, die in der 
Unionsfraktion zu überwinden waren, um selbst die mit der vereinbarten 
Zwei-Drittel-Mehrheit verabschiedete Empfehlung der GVK in das förm-
liche Gesetzgebungsverfahren einzubringen. Verfassungsrechtlich ist unbe-
stritten, daß die im Grundgesetz so nicht vorgesehene Gemeinsame V erfas-
sungskommission nur Empfehlungen geben, keine bindenden Gesetzesbe-
schlüsse fassen kann. Die Bereitschaft und die Fähigkeit der Kommission, 
sich ein Stück weit aus dem Routinebetrieb zu lösen und doch in einigen 
grundlegenden Fragen des Gemeinwesens auf Empfehlungen einigen zu 
können, ist als positives Zeichen für die politische Kultur im Lande zu 
werten. Dies bewirkt aber eine erhebliche politische Bindungswirkung. Die 
Überlegungen in der Union, bei der Umsetzung selbst der im einstimmig 
verabschiedeten Bericht der Kommission enthaltenen Empfehlungen die 
Diskussions- und Konsensbildungsprozesse in Frage zu stellen und zu wie-
derholen, setzte dagegen ein Negativsymbol und würde die Arbeit der 
Kommission nachhaltiger entwerten, als es die Nichtübernahme der Ergeb-
nisse politisch nicht eingebundener Sachverständigenkommissionen bedeu-
tete. In Zeiten von Ausländerfeindlichkeit und Fremdenhaß ist insbesonde-
re kaum verständlich, daß die Union in der Ersten Beratung der Gesetzent-
würfe im Bundestag Anfang Februar 1994 klar erklärt hat, daß sie das von 
der Kommisison mit 2/3-Mehrheit - also auch Stimmen aus der Union -
empfohlene und im interfraktionellen Gesetzentwurf enthaltene Staatsziel, 
das die staatliche Gewalt auf die »Achtung« der Identität ethnischer, kultu-
reller und sprachlicher Minderheiten unabhängig von der Staatsangehörig-
keit verpflichten soll, nicht mehr mitträgt. Die Union will nun allenfalls ei-
nem Minderheitenschutz zustimmen, der sich auf die traditionell in ge-
schlossenen Siedlungsgebieten ansässigen nationalen Minderheiten deut-
scher Staatsangehörigkeit beschränkt - also für Dänen, Friesen und Sorben. 
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Dies schließt die Sinti und Roma deutscher Staatsangehörigkeit ebenso aus 
wie verhindert wird, daß deutsche Staatsangehörige etwa türkischer Her-
kunft sich zur Minderheit in Deutschland zusammenfinden können. 
6. GVK und Öffentlichkeit 
Die GVK und mit ihr das Verfassungsreformthema standen nicht im Zen-
trum öffentlicher Aufmerksamkeit. Gleichwohl war sie weit mehr als ein 
im Geheimen tagender »Ausschuß der politischen Elite« (Benz 1993, 883). 
Die Sitzungen und Anhörungen der GVK waren seit der 4. Sitzung öffent-
lich. Als Gewinn für die Verfassungskultur ist das lebhafte Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger an der Arbeit der Kommission hervorzuheben. 
Aus der Mitte der Bevölkerung e1Teichten die Kommission etwa 800.000 
Eingaben, die zumeist konkrete Reformvorschläge unterstützten. Für eine 
unmittelbare Bürgerbeteiligung sprachen sich über 250.000 Eingaben aus, 
knapp 150.000 Eingaben für den Tierschutz. In diesem Umfange und in 
dieser Intensität war die Tätigkeit keines vergleichbaren Gremiums Gegen-
stand von Bürgereingaben und Verbandszuschriften. Gemessen an der Zahl 
der Eingaben war das Interesse an der Arbeit der GVK sogar weit größer 
als die Aufmerksamkeit, die die Bevölkerung in den ostdeutschen Ländern 
ihrer Landesverfassunggebung widmete. Allerdings hat kein »umfassender 
Dialog mit der Bevölkerung« (Heitmann 1993, 12) stattgefunden; die GVK 
war auch nicht getragen von einer breiten politischen »Massen«-bewegung. 
Wer dies verlangt und zum Maßstab macht, überspannt das Interesse, das 
in der Bevölkerung für Verfassungsfragen zu erwarten und von ihr zu ver-
langen ist. Dies gilt allzumal für eine Verfassungsdebatte in einem Gre-
mium, das nur geringe Resonanz in den Medien gefunden hat (Benz 1993, 
884f.) und in dem es um eine Rejustierung der Verfassungsordnung geht, 
nicht um eine auch in der Sache grundlegende inhaltliche Neugestaltung, 
bei der existentielle Fragen mit tagespolitisch spürbarer Wirkung, »Messer-
und Gabel-Fragen« im Sinne Seiferts (1993, 91), zu entscheiden gewesen 
wären. Die Zuschriften sind indes nicht ohne jeden Einfluß geblieben: Sie 
waren einer der Faktoren, die für die Staatsziele Umweltschutz und Frau-
enförderung die zunächst nicht bestehende Zwei-Drittel-Mehrheit für eine 
Empfehlung gesichert haben. Die Transparenz der Arbeit der GVK hatte 
allerdings ihre Grenze bei den Prozessen der Entscheidungs- und Kompro-
mißbildung selbst: Sie waren überwiegend in das Arkanum der Obleute-
und vor allem Berichterstattergespräche sowie sonstiger informeller V orbe-
reitungs- und Koordinationsgremien verlagert (GVK 1993a, lüf.). 
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7. Quorum als Selbstbeschränkung oder Selbstaufgabe der 
Verfassungsdebatte? 
Die Ergebnisse der GVK sind wesentlich von der frühzeitigen Festlegung 
darauf geprägt, daß für Empfehlungen eine Zwei-Drittel-Mehrheit erfor-
derlich sei. Dies entspricht dem Quorum, das Art. 79 GG für den Gesetzes-
beschluß über Verfassungsänderungen erfordert, und ist so immanent stim-
mige Konsequenz des Heranrückens der Verfassungsdiskussion an das Re-
gelgesetzgebungsverfahren. Dieses Quorum verstärkt aber die durch die 
Besetzung vorgegebene Orientierung der Diskussions- und Entscheidungs-
abläufe am Kriterium der Durchsetzbarkeit im parlamentarischen Verfah-
ren und minderte die Chancen einer innovativen, offenen Debatte (Benz 
1993, 885; Berlit 1993a, 89). 
Für die Entscheidungsfindungsprozesse bekamen so die unterschiedlichen 
Interessen an einer Verfassungsreform tragendes Gewicht. Nach ihrer Idee 
und den Befürwortern einer Verfassungsreform sollte die GVK ein Gre-
mium sein, dessen Verhandlungen dem Diskursmodell folgen und in dem 
allein die besseren Argumente unter Rückgriff auf die allgemein anerkann-
ten Prinzipien der Gestaltung der grundgesetzlichen Ordnung zählen soll-
ten; hier herrschte das Modell einer »prinzipiengeleiteten Argumentation 
über Grundstrukturen der Verfassungsordnung« (Benz 1993, 887) vor. Die 
institutionelle Anbindung und Ausgestaltung der GVK dagegen begünstig-
te den Rückgriff auf die auch das politische Alltagsgeschäft bestimmenden 
Tausch- und »bargaining"-Strukturen. Einern unbegrenzten »Feilschen um 
Verfassungsnormen« widerstritt verfassungspolitisch allerdings bereits die 
Dignität der Verfassung. Auch geht es bei der Verfassung um die Fest-
legung von Grundsätzen und Prinzipien, die sich weniger für Tauschhan-
deln eignen und thematisch nicht hinreichend zusammenhängen: Politisch 
wäre etwa nicht vermittelbar gewesen, die Zustimmung zu einer V erfas-
sungsänderung im Interesse der Privatisierung der Luftverkehrsverwaltung 
von der Zustimmung der Einführung sozialer Staatszielbestimmungen ab-
hängig zu machen. Vor allem aber gab es kein gemeinsames Interesse an 
einer breit angelegten Verfassungsreform in allen Parteien. Die kon-
servative Mehrheit im Deutschen Bundestag sah im Kern keinen Ände-
rungsbedarf. Aus ihrer Sicht bedeutete der Beitritt der DDR den Eintritt in 
eine nicht reformbedürftige, bewährte und stabile Verfassungsordnung, um 
eine bloße Erweiterung des Verfassungsgebietes. Bereits die Verfassungs-
debatte selbst wurde als Gefährdung des Verfassungskonsenses bearg-
wöhnt, der noch in den Feiern zum 40jährigen Bestehen des Grundgesetzes 
hervorgehoben war, die zur Kompensation wiedervereinigungsbedingter 
Frustration durch Verfassungsaktionismus künstlich herbeigeredet und nur 
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noch psychologisch erklärbar sei (so prononciert Isensee 1992a; 1992b; 
1993; mit dem Begriff »Verfassungsschwärmerei« sanfter Merten 1992). 
Das Grundgesetz als die »beste Verfassung, die Deutschland je hatte«, soll-
te in Struktur und im Detail unangetastet bleiben, um seine Stabilität zu 
wahren. Hinter all dem stand die - unberechtigte - Sorge, die Befürworter 
einer Verfassungsreform wollten eine auch inhaltlich umstürzende Verfas-
sungsreform, verfolgten einen »postsozialistischen Traum, über eine neue 
gesamtdeutsche Verfassung eine andere Republik heraufzuführen« (Isensee 
1993, 2584; Hennis 1993, 35). 
8. Ergebnisse der GVK als Bestätigung des GG? 
Unter diesen Bedingungen ist es politisch verständlich, aber zumindest 
verkürzend, als ein wesentliches und positiv zu wertendes Ergebnis der 
GVK hervorzuheben, daß das Grundgesetz im wesentlichen unverändert 
geblieben und hieraus eine Bestätigung des Verfassungskonsenses insge-
samt herzuleiten ist (so etwa Scholz 1993b, 4; Isensee 1993; Heitmann 
1993; 1994). Konnte für ein Veränderungsbegehren die erforderliche Zwei-
Drittel-Mehrheit nicht erzielt werden, bedeutete dies lediglich, daß ein 
neuer Verfassungskonsens für die geänderte Verfassung nicht hat gefunden 
werden können. Eine positive politische Bestätigung der rechtlich unver-
ändert fortgeltenden Verfassungslage bedeutet dies namentlich dann nicht, 
wenn sich für eine Änderung einfache oder gar deutliche absolute Mehr-
heiten, aber eben nicht die Zwei-Drittel-Mehrheit haben finden lassen. Die 
Logik dieser defensiven Beharrungsargumentation erschließt sich nur, 
wenn der durch die deutsche Einigung bewirkte qualitative Sprung ausge-
blendet, Legitimationsschwächen des Grundgesetzes verneint, oder doch 
zumindest durch eine »Legitimation durch Erfolg« (Starost 1991) als zwi-
schenzeitlich überwunden gewertet werden (Isensee 1992; Würtenberger 
1993, 747) und eine Partizipation der ostdeutschen Bürgerinnen und Bür-
ger an der Gestaltung der Verfassungsordnung nicht für erforderlich gehal-
ten werden. 
Die Abwehr von Veränderungen als Sieg für die Stabilität und Kontinuität 
der Verfassung auszugeben, bedeutet nicht nur, eine »self-fulfilling pro-
phecy« als Legitimationsstütze zu mißbrauchen. Das Argument hat auch 
eine machtpolitische Dimension. Die Betonung der abwehrrechtlichen Ge-
halte der Grundrechtsordnung und seiner Offenheit im übrigen stabilisiert 
in der Sache die bestehenden sozio-ökonomischen Verhältnisse, schirmt sie 
gegen Kritik ab und blendet die Anforderungen aus, die sozialer Schutz 
und Ausgleich für die sozial Schwachen an die Verfassung stellen. Frei-
heitsrechte sichern nicht die Voraussetzungen des Freiheitsgebrauches. Der 
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moderne Sozialstaat des Grundgesetzes hat die Sicherung der existentiellen 
Grundbedürfnisse der Menschen umfassend in den Blick zu nehmen und 
durch staatliche Vorsorge und Leistungen sicherzustellen. Diese Aufgabe 
findet im allgemeinen Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes keinen hinrei-
chenden Niederschlag. Wenn die auf Veränderungsabwehr gerichtete Posi-
tion die formale Struktur des Grundgesetzes als »justiziabler Rechtsverfas-
sung«, als nüchternes Verfassungsgesetz mit kargen aber klaren Rahmen-
vorgaben für einen offenen und wegen seiner Offenheit erfolgreichen poli-
tischen Prozeß betont, ist dies mehr als eine scheinbar neutrale, verfas-
sungsdogmatische Position: Es bedeutet ein »weiter-so-Denken« unter 
Leugnung inhaltlichen Veränderungsbedarfs, der dahinterstehenden Pro-
bleme und ein Festhalten an den bestehenden Machtverhältnissen. 
9. Eine demokratische Emeuernng des Gmml.gesetzes findet nicht statt 
Die Verfassungsdebatte zerfiel in viele Einzelthemen unterschiedlicher 
Politikfelder, in denen sich zusätzlich zu den divergierenden Verfassungs-
konzeptionen die feldbezogenen Politikunterschiede auswirkten. Von den 
vielen Einzelthemen und Ergebnissen soll hier das Unvermögen der GVK 
herausgegriffen werden, sich trotz Politikverdrossenheit und Parteienfrust 
auf eine Stärkung des demokratischen Gehalts des Grundgesetzes zu eini-
gen. Selbst vorsichtige Ansätze eines Mehrs an bürgerschaftlicher Mitwir-
kung sind an der Blockadehaltung der Union gescheitert. Gegen die Auf-
nahme direktdemokratischer Elemente in das Grundgesetz wurden die alt-
bekannten, durch ständige Wiederholung nicht überzeugenderen Gründe 
ins Feld geführt: Direkte Demokratie schwäche das erfolgreiche repräsen-
tative System, lasse sachgerechte Lösungen der immer komplexer werden-
den Probleme nicht erwarten, überfordere die Bevölkerung, öffne populisti-
schen, gefühlsgeleiteten Kampagnen Tür und Tor, sei minderheitenfeind-
lich und verschiebe das föderative Zusammenspiel von zentralstaatlicher 
und gliedstaatlicher Demokratie in allzu zentralistische Richtung, weil das 
Bundesvolk in seiner Gesamtheit entscheide (zur Diskussion Mayer 1993; 
Berlit 1993b; Preuß 1993a; Luthardt 1993). Die erfolglos vorgeschlagenen 
Grundgesetzänderungen tragen durch eine sorgsame Ausgestaltung all die-
sen Bedenken, die von einem diffusen Mißtrauen in die politische Reife 
des eigenen Volkes und von einer obrigkeitsstaatlich geprägten Überschät-
zung repräsentativer Politikeliten getragen sind, Rechnung. Der Blick in 
die Länder (G. Jürgens 1993; Jung 1993; Hoof/Kempf 1993) und auf das 
Ausland (Butler/Ranney 1980; Bugiel 1987; Strübel 1991; Möckli 1991) 
macht deutlich, daß Elemente direkter Demokratie als Ergänzung des re-
präsentativen Systems dieses stabilisieren, in seinen Wirkungs- und Lei-
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stungsvoraussetzungen fördern, Wahrnehmungs- und Verarbeitungssperren 
des Politikbetriebes überwinden helfen können und sie vor allem als Form 
einer »Selbstorganisation von Gesellschaft« Möglichkeit bieten, Mitver-
antwortung und Engagement für das Gemeinwesen zu beweisen. Direktde-
mokratische Elemente hätten vor allem auch eine gewisse Begrenzung der 
Politikformulierungs- und Gestaltungsmacht der politischen Parteien be-
deutet (Grimm 1992, 1065), die allein schon durch die bloße Möglichkeit 
direktdemokratischer Einwirkung und Kontrolle weiter hätten sensibilisiert 
und dazu angehalten werden können, gesellschaftlichen Problemen von 
hoher Relevanz nicht auszuweichen. 
Auf der Verlustliste der Bemühungen um mehr demokratische Teilhabe in 
allen Fragen von Staat und Gesellschaft stehen weiterhin die Vorschläge zu 
einer Erweiterung des Wahlrechts auf Ausländerinnen und Ausländer auch 
über den EG-Bereich hinaus, eine Änderung des Bürgerinnen- und Bürger-
begriffs des Grundgesetzes, der Ausländerinnen und Ausländern nach einer 
gewissen Aufenthaltsdauer den Bürgerstatus auch ohne Wechsel der 
Staatsangehörigkeit öffnet, Überlegungen zur Demokratisierung von Insti-
tutionen, die von den Gewerkschaften verlangte verfassungsförmige Absi-
cherung betrieblicher und überbetrieblicher Mitbestimmung (DGB 1992) 
sowie jene Vorschläge zum Parlamentsrecht, die die Informations- und 
Kontrollrechte einzelner Abgeordneter und der Oppositionsfraktionen im 
Interesse von mehr Transparenz und öffentlichkeit verstärken wollten. Als 
mit Recht nicht durchsetzungsfähig hat sich dagegen der Vorstoß von 
Bündnis 90/Grüne erwiesen, Bundespräsidentin oder Bundespräsident di-
rekt vom Volk wählen zu lassen: Das politische Gewicht der direkten de-
mokratischen Legitimation hätte in einem unauflöslichen Widerspruch zu 
den Aufgaben und Befugnissen des Amts gestanden. Es machte Sinn nur in 
einem von keiner Partei gewollten Übergang zu einem Präsidialsystem 
amerikanischen oder französischen Vorbilds. 
10. Keine bessere Verfassung 
Das breite Feld der von der GVK erörterten Reformanliegen und die Ge-
samtzahl der empfohlenen Änderungen weisen einige Aktivposten auf. 
Trotz des deutlichen Kompromißcharakters sind hier als Beispiele zu nen-
nen die Staatsziele Gleichberechtigung der Frauen, Umweltschutz und 
Minderheitenschutz, die viele Wünsche offen lassen, aber einen Schritt in 
die richtige Richtung bedeuten, ohne die Entwicklung zu begrenzen. Bei 
einer Bilanz überwiegt indes eindeutig der Negativsaldo. Weit davon ent-
fernt, eine neue Verfassung oder ein wesentlich geändertes Grundgesetz zu 
sein, ist in der Reformdebatte die Chance verpaßt worden, das Grundgesetz 
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problemgerecht fortzuentwickeln und die in Verfahren und Inhalten einer 
Verfassungsreform angelegten Integrations- und Legitimationschancen zu 
nutzen. Die Enttäuschung spiegeln Kommentarüberschriften wider wie z.B. 
»Außer Spesen nichts gewesen?« (Incesu 1993a), »Verspielte Chancen« 
(Incesu 1993b), »Die gescheiterte Erneuerung des Gnmdgesetzes« (Seifert 
1993) oder »Das Grundgesetz - auf Grund gesetzt« (Schneider 1994). 
Gleichwohl hat die SPD auf ihrem Wiesbadener Parteitageinstimmig be-
schlossen, zentrale Reformvorstellungen weiterzuverfolgen. Ihre Durchset-
zungschancen sind angesichts wachsender Widerstände in der Union, die 
teils von einer gemeinsamen Stellungnahme verschiedener Arbeitgeberver-
bände (BDA, BDI, DIHT, ZDH) und der verfassungsrechtlichen Publizistik 
(Kriele 1993) unterstützt werden, gegen eine Übernahme selbst der in der 
GVK gefundenen Kompromisse gering. Wenig spricht auch dafür, daß sich 
mit Beginn der förmlichen parlamentaiischen Beratungen das Medieninter-
esse an Fragen der Verfassungsreform nachhaltig erhöhen wird. Unter den 
Bedingungen einer »Mediendemokratie« fällt es schwer, Fragen der Ver-
fassungsreform in ihrer Gesamtheit zum Gegenstand breiten politischen 
Interesses werden zu lassen - ungeachtet ihrer langfristigen Bedeutung. 
Dies gilt um so mehr als der Verfassungsbezug der drängendsten Probleme 
wie Massenarbeitslosigkeit und Wirtschaftsentwicklung nur vermittelt ist. 
Im Bereich der Besetzung von Verfassungsthemen hat sich zudem - nicht 
zuletzt auch mit Unterstützung ihr zugeneigter Medien - die Union bislang 
als erfolgreicher erwiesen, wie als jüngstes Beispiel der Vorstoß des Frak-
tionsvorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Schäuble kurz vor 
Weihnachten 1993 zugunsten eines Polizeieinsatzes der Bundeswehr im 
Inneren zeigt. Die Union hat es indes auch bei den Debatten um eine Ände-
rung des Grundgesetzes im Bereich des Asylrechts, des Auslandseinsatzes 
von Bundeswehrsoldaten und des »Großen Lauschangriffs« geschickter als 
die SPD verstanden, ihre problemverkürzende und -verzerrende Sicht in 
den Medien zu verankern. Ihr kommt dabei zugute, daß die Vermittlung 
komplexer Zusammenhänge - etwa von Bundeswehreinsatz im Ausland, 
Friedensstaatlichkeit des Grundgesetzes und des Selbstverständnisses von 
der Rolle Deutschlands in der Welt - immer schwieriger ist als die Verkün-
digung scheinbar einfacher Wahrheiten. Die konservative Strategie einer 
schrittweisen Befreiung ihrer Machtpolitik aus den Fesseln und Bindungen 
der Verfassung baut dabei auf jenen Mechanismen einer politischen »Stim-
mungsdemokratie« auf, welche die Konservativen als vermeintliche Gefahr 
von Elementen direkter Demokratie behaupten. 
Ob die SPD demgegenüber Alternativen hatte, sie sich ohne politische Not 
hat in die Defensive drängen lassen oder gar ohne innere Überzeugung von 
der Richtigkeit freiheitsabbauenden Grundgesetzänderungen zugestimmt 
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hat, um eine Konzentration der politischen Debatte auf die für sie zentralen 
Fragen von Arbeitslosigkeit und Sozialabbau zu ermöglichen, kann hier 
nicht erörtert oder entschieden werden. Die Schwierigkeiten der V ermitt-
lung eines von tagespolitischen Aktualitäten befreiten Verfassungsdiskur-
ses unter Bedingungen, in denen Politik und Öffentlichkeit nur eine be-
grenzte Anzahl von Themen wahrnehmen und verarbeiten können, mag das 
Beispiel der Behandlung der Empfehlungen der GVK in der Bundesratssit-
zung vom 17. Dezember 1993 zeigen: Der von allen Ländern unterstützte 
Beschluß des Bundesrates, die Empfehlungen der GVK als Gesetzentwurf 
einzubringen, wurde in den Medien kaum wahrgenommen, weil am selben 
Tage der Bundesrat über die Pflegeversicherung, die Bahnreform und das 
Haushaltsgesetz mit allen Begleitgesetzen Beschluß gefaßt hat. Für eine 
der grundlegenden Bedeutung des Themas angemessene Berichterstattung 
über die Verfassungsreformfragen war neben diesen Themen kein Raum 
mehr. 
Unter dem Aspekt der Vermittelbarkeit der Verfassungsreformdebatte be-
gegnet es gewissen Zweifeln, ob die Themenbreite und -vielfalt der Ver-
fassungsthemen, die nach dem Beschluß des SPD-Parteitages in Wiesba-
den weiterzuverfolgen sind, sinnvoll gewählt war. Unbestritten ist, daß all 
die genannten Themen zentrale und wichtige Reformanliegen sind. Die in 
der GVK von der Union gezeigte strikte Verweigerungshaltung spricht 
letztlich aber dafür, daß die Vielfalt der aufgegriffenen Themen die Durch-
setzungschancen notwendiger Änderungen des Grundgesetzes nicht noch 
zusätzlich gemindert hat. Nützlich wäre die Konzentration wohl nur dann, 
wenn die Union sich offener und beweglicher gezeigt hätte. 
Der Verzicht selbst auf die notwendige Erneuerung der Verfassung läßt 
langfristig die Schwächung seiner Fähigkeiten befürchten, einen stabilen 
Ordnungsrahmen für Staat und Gesellschaft und zur Regulierung von Poli-
tik zu bieten. Daß sich nun das Scheitern sachlich begründeter Grundge-
setzänderungen, die die Bezeichnung »Verfassungsreform« oder Moderni-
sierung des Grundgesetzes verdiente, an den politischen Machtverhältnis-
sen abzeichnet, ändert nichts an dem objektiven Problemdruck und den 
sachlichen Änderungsnotwendigkeiten. Auch wenn sie von (zu) großen 
Hoffnungen getragen gewesen sein mag, es Fehler gab und die politischen 
Kräfteverhältnisse nicht klar genug analysiert worden sein mögen: Dem 
Grunde nach gab es zur Verfassungsdiskussion aus Anlaß der staatlichen 
Einheit keine Alternative. Ein Verfassungsdiskurs kann Politik nicht erset-
zen und muß selbst von einer politischen Bewegung getragen sein: Zur Re-
gulierung und Bändigung von Politik durch Verfassung gibt es indes keine 
Alternative. Der Kampf um Verfassungspositionen und das Streben nach 
einer Verfassung, die Freiheit und Menschenrechte unter den gewandelten 
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Bedingungen zeitgemäßer zu wahren und zu entfalten hilft, bleibt so auch 
künftig Aufgabe. 
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